




macht verabscheut den Angriffskrieg und ist ein Teil unserer 
Gesellschaft, ein Teil unserer Staatsorgane. Sie dient verantwor­
tungsbewußt unserer demokratischen Staats- und Gesellschafts­
ordnung. Sie verd ,ent Anerkennung und Achtung, da sie unter 
vielfältigen besonderen Belastungen uneingeschränkten Dienst­
und Berufsbindungen unterliegt, im Interesse des Gemeinsamen 
und des Ganzen. Darum muß es unsere Aufgabe sein, ein ver­
bindliches Leitbild für den Erziehungsauftrag der Bundeswehr 
abzugeben, damit mit unserer Hilfe ein positives Demokratie-Be­
wußtsein gepflegt, den Gegnern der Bundeswehr aber eine ne­
':::. a ,ve Bescheinigung ausgestellt wird. 
Parolen wie „ohne mich " oder „ohne -uns " und andere haben 
schon einmal dazu geführt, daß Soldaten unsicher wurden und 
allein als Staat im Staat gestanden haben, mit der Frage, auf 
welcher Seite man denn stehen soll. Dem Wehrbeauftragten Wil­
helm Berkhan, selbst einst Reichsbannermann, sagen wir: ,,Bür­
ger in Uniform wie auch Zivildienstpflicht ige haben einen An­
;:;pruch darauf, von unserer Gesellschaft akzeptiert zu werden . 
Man täte gut daran, die Organisationen, die vorgeben, ihre In­
teressen zu vertreten, aus den Händen radikaler Gesellschafts­
veränderer zu befreien und ihnen die Türen und Tore der Ka­
sernen für alle Zeit zu verschließen ". 
Jedem Soldaten, gleich wo er steht, vom Rekruten bis zum Ge-
neral, möchten wir auf dem Wege zum gegenseitigen Verständ­
nis mitgeben: ,, Laßt euch nicht durch wunderbare, hinreißende 
berauschende Losungen, denen der reale Boden fehlt, einwickeln ; 
es sind Parolen, die den l·eninistischen gleichen. Packt die Ge-

~ llschaftsveränderer am Kragen und handelt!" 

Hamburger Gericht schützt Demokratie 

KPD-Funktionär muß 7.500.- DM Strafe zahlen 

Einern dpa-Bericht konnte entnommen werden, daß es offensicht­
lich auch bundesdeutsche Gerichte gibt, denen der Schutz der 
Demokratie eine Selbstverständlichkeit ist. 
Die Staatsschutzkammer des Hamburger Landgerichtes hat den 
Bundesvorsitzenden der KPD/ML, Ernst Aust (54), wegen Ver­
unglimpfung der Bundesrepublik Deutschland zu 7.500.- DM 
Geldstrafe (150 Tagessätze zu 50.- DM) verurteilt. 
Das Gericht hat se in Urteil auf ein von Aust gegebenes Interview 
gestützt, das im September vorigen Jahres in dem KPD/ML Par­
teiorgan „ Roter Morgen " veröffentlicht worden war. Darin hatte 
der mehrfach vorbestrafte Aust die Bundesrepublik Deutschland 

~ nter anderem als einen „ausbeuterischen, gewalttätigen, räube­
~ chen und imperialistischen Staat" bezeichnet, der nur Wert sei , 

,;durch die proletarische Revolution zerschlagen und auf den 
Misthaufen der Geschichte gekehrt zu werden ". 

s. K. 

Der Ministerpräsident anwortet. 

Die UDWV hatte sich wegen, der Vorgänge in Bensheim an den 
Herrn Hessischen Ministerpräsidenten Albert Oswald gewandt 
Der Brief wurde in der Nr. 9-10/1975 unserer Zeitung „ Das 
Reichsbanner" veröffentlicht. Der Herr Ministerpräsident hat uns 
hierauf folgendes geantwortet: 
Sehr geehrter Herr Prinz, sehr geehrter Herr Ditter! 
Herr Ministerpräsident Oswald, der sich zur Zeit auf einer Aus­
landsreise befindet, hat mich gebeten, Ihnen für Ihr Schreiben 
vom 8. September 1975 zu danken und sein tiefes Bedauern über 
die beschämenden Vorfälle in Bensheim auszudrücken. Wie sehr 
auch die Hessische Landesregierung über diese Vorgänge empört 
und zur Abhilfe entschlossen ist, bitte ich Sie dem beigefügten 
Abdruck einer Information über die am 3. September 1975 ab­
gegebene Erklärung des Ministerpräsidenten zu entnehmen. 
Allerdings hatte entgegen dem durch einige Veröffentlichungen 
entstandenen Eindruck die Justizverwaltung gemeinsam mit der 

Polizei durchaus Vorkehrungen zum Schutze des Zeugen Wiesen­
thal getroffen. Diese konnten aber leider verbale Angriffe nicht 
verhindern, die jedoch nicht im Sitzungssaal, sondern außerhalb 
der Sitzung erfolgten und zur Räumung des Gerichtsgebäudes 
führten. An der beschämenden Tatsache, daß im Jahr 1975 sol­
che Äußerungen in unserem lande fallen konnten, ändert dies 
freilich nichts. Eine Stellungnahme zur Verhandlungsführung des 
Gerichts ist mir wegen des Grundsatzes der richterlichen Unab­
hängigkeit nicht möglich. 
Gegen Herrn Roeder und andere Beteiligte an den Vorfällen in 
Bensheim hat die Staatsanwaltschaft beim Landgericht Darmstadt 
Ermittlungsverfahren eingeleitet, die mit Nachdruck betrieben 
werden. Wie Ihnen wahrscheinlich aus Pressemeldungen bekannt 
ist, sind gegen Herrn Roeder bereits seit einiger Zeit weitere 
Ermittlungsverfahren wegen anderer Vorgänge sowie ein Ver­
fahren wegen Berufsverbotes anhängig. Ich hoffe, qaß es so ge­
lingt, in gemeinsamem Bemühen staatlicher Organe und aller 
Demokraten diesem rechtsradikalen Spuk bald ein Ende zu be­
reiten. 
Mit freundlichen Grüßen (gez. :) Dr. Bovermann, Staatssekretär 

Ehrung unseres Bundesvorsitzenden 

Im Rahmen einel' kleinen Feier überreichte in Frankfurt am Main 
Staatssekretär Philippi vom Hessischen Sozialministerium unse­
rem Bundesvorsitzenden Georg Prinz das ihm von dem Herrn 
Bundespräsidenten verliehene Verdienstkreuz am Bande des Ver­
dienstordens der Bundesrepublik Deutschland. 

Von rechts: Georg Prinz, Joachim Meyer, Frau Prinz, Staatsse­
kretär Philippi. 

Unser Kamerad Georg Prinz ist am 12. 1. 1922 in Königsberg 
(Ostpreußen) geboren. - Das Schicksal hat ihm nichts erspart: be­
reits als 16jähriger befand er sich vorübergehend in Gestapohaft. 
Er gehörte der ijekennenden Kirche an und ist Verfolgter im 
Sinne des Bundesentschädigungsgesetzes. - Während des Krie­
ges war er ein Jahr lang ,eingezogen und wurde dann auf Grund 
der sogenannten „NZV-Verfügung" aus der Wehrmacht entlas­
sen. Im Jahre 1944 nach Polen deportiert, gründete er mit an­
deren eine Wip erstandsgruppe. Er wurde dann zur Zwangsarbeit 
nach Nordfrankre}ch überführt; dort gelang ihm mit seinen Freun­
den die Flucht. Später wurde er interniert, in ein Gefangen,en­
lager überführt und -erst Ende 1945 nach Deutschland entlassen. 
Da er in der Nazizeit von der Oberrealschule hatte abgehen 
müssen, besuchte er nun ein Abendgymnasium und studierte 
anschließend von 1949 bis 1952 in Jena Jura, daneben Volks­
wirtschaft und Geschichte und legte die juristische Zwischen,prü­
fung mit der Note „gut" ab. Er mußte die DDR 1952 verlassen. 
Da unser Kamerad Prinz auch eine kaufmännische Lehre absol­
viert und bei einer Bank volontiert hatte, konnte er in der Bun­
de·srepublik Deutschland sogleich im Wirtschaftsleben Fuß fas­
sen. Er arbeitete von 1952 bis 1968 als Auslandssekretär und Re­
visionsbeamter bei einer großen Bank, war dort zeitweilig beur­
laubt für weitere Studien an der Universität in Frankfurt am Main . 
wo er auch als Doktorant angenommen worden ist und ist jetzt 



angestellt bei einer Körperschaft des öffentlichen Rechtes. 
Seit 1954 gehört Georg Prinz dem Vorstand des Verbandes für 
Freiheit und Menschenwürde e. V. an, der seinerzeit von führen­
deni Persön lichkeiten Hessens als Gegengewicht zur VVN gegrün­
det worden war. - Unser Kamerad Prinz hat dabei uneigennützig 
die Interessen der Mitglieder gegenüber Entschädigungsbehörden 
und Gerichten ehrenamtlich wahrgenommen und mit seinen An­
regungen seinerzeit zu Verbesserungen des Bundesentschädi­
gu ngsgesetzes beigetragen. 
In besonderer Weise hat sich Kamerad Prinz Verdienste als Vor­
sitzender der UNION DEUTSCHER WIDERSTANDSKÄMPFER­
UND VERFOLGTENVERBÄNDE e. V. (UDWV) erworben. In seiner 
Eigenschaft als Vorsitzender - aber auch als Vizepräsident der 
Union Internationale de la R1asistance et de la Deportation (UIRD) , 
des internationalen Dachverbandes, hat er auf zahlreichen Kon­
gressen im In- und Auslande über die Verbandsinteressen hinaus 
rur die Bundesrepublik Deutschland wirken können. Auch durch 
die von ihm veranstalteten deutsch-französischen Jugendtreffen 
hat er viele neue Freunde für die Bundesrepublik gewinnen kön­
nen. Es darf dabei auch an die Verdienste erinnert werden, die 
Kamerad Prinz durch sein Auftreten im sogenannten Anhörungs­
verfahren vor Bundestagsausschüssen erworben hat und an seine 
In itiativen zur Verbesserung der Regierungsnovellen bei den Ren­
tenanpassungen. 
Als Bundesvorsitzender des Reichsbanners Schwarz-Rot-Gold 
Bund aktiver Demokraten e. V. hat unser Kamerad Prinz - nicht 
zuletzt auch durch seine ehrenamtlche Tätigkeit für unsere Zei­
tung, deren Leitartikel er in der Regel schreibt - neue Impulse 
für die Arbeit des Reichsbanners gegeben. 
Kamerad Prinz war auch nebenberuflich als Dozent am Verwal­
tungsseminar eines Verwaltungsschulverbandes tätig und hat jun­
gen Sekretär- und lnspektorenanwärtern das Wesen des freiheit­
lich-demokratischen Staates in den Fächern „Staatslehre" und 
„Politische Geschichte " nahebringen; können. Er war langjähriger 
Laienrichter (Schöffe und Geschworener) am Amts- und Landge­
richt Frankfurt a. M. und langjähriges Vorstandsmitglied - zuletzt 
stellvertretender Vorsitzender - des Ortsvereins Frankfurt am 
Main - Innenstadt - der Sozialdemokratischen Partei Deutsch­
lands. 

Die nun über 20jährige ehrenamtliche gesellschaftspolitische Auf­
gabe, der sich unser Kamerad Prinz unter Hintenansetzung per­
sönlicher Interessen und unter Opfern widmete, hat nun ihre 
Würdigung durch das Verdienstkreuz am Bande des Ver­
dienstordens der Bundesrepublik Deutschland gefunden. Wir 
freuen uns mit unserem Kameraden Prinz für diese Auszeichnung 
und wünschen ihm an dieser Stelle weitere Aktivität zum Wohle: 
unserer freiheitlich-demokrat ischen Ordnung, zum Wohle unserer 
Organisation, zum Wohle unserer Verbände. 

HeiDi 

Vom Hessischen Ministerpräsidenten Albert Oswald erhielt Kame­
rad Prinz folgendes Schreiben: 
Sehr geehrter Herr Prinz, der Herr Bundespräsident hat Ihnen 
auf meinen Vorschlag das Verdienstkreuz am Bande des Ver­
dienstordens der Bundesrepublik Deutschland verliehen. - Ich 
freue mich über diese Auszeichnung eines hessischen Mitbürgers 
und gratuliere Ihnen dazu herzlich. - Mit meinem Glückwunsch 
verbinde ich meinen Dank für Ihre verdienstvolle Arbeit zum 
Wohle und im Interesse unseres Landes und seiner Bürger. -
Mit freundlichen Grüßen (gez.:) Albert Oswald 

Der Vizepräs ident des Deutschen Bundestages, Dr. Schmitt-Vok­
kenhausen und der Landrat des Main-Taunus-Kr,eises, Dr. Jost, 
gratulierten mit einem gemeinsamen Schreiben vom 24. 11. 1975: 
Sehr geehrter Herr Prinz! - Leider haben wir ,erst in diesen Ta­
gen davon Kenntnis erhalten , daß Ihnen schon im Oktober 1975 
in Frankfurt das Bundesverdienstkreuz überreicht worden ist. 
Wir kennen Ihre Verdienste, die Sie sich als Vorsitzender der 
Union Deutscher Widerstandskämpfer- und Verfolgtenverbände 
und als" Bundesvorsitzender des Reichsbanners Schwarz-Rot-Gold 
erworben haben, und wissen von den Verfolgungen, denen Sie 
ausgesetzt waren. - Zu der besonderen Auszeichnung seitens 
des Herrn Bundespräsidenten gratulieren wir Ihnen sehr herzlich 

Mit freundlichen Grüßen 
(gez. :) Dr. Jost, Landrat, (gez. :) Dr. Schmitt-Vockenhausen, Kreis­
tagsvorsitzender. 

Buchbesprechung 
Rom und Moskau 

Zu den interessantesten welthistorischen Vorgängen gehört die 
tausendjährige Ause:nandersetzung zwischen Rom und Moskau . 
Der Vatikan , davon überzeugt, daß die Einheit des Glaubens das 
wichtigste Fundament für die Zukunft des Christentums bildet, 
hat unter der Herrschaft mancher großen Päpste immer wieder 
versucht, diese Einheit in Gestalt einer „Union " zu erreichen. 
Aber alle Versuche scheiterten. Die Sowjetunion, ein atheistischer 
Staat, stellte Rom vor ganz neue Probl,eme, die auch heute nicht 
gelöst sind. Dieses Kapitel der Auseinandersetzung wurde zum 
ersten Mal von dem großen Historiker Eduard Winter bearbei­
tet, der in seinem neuesten Buche „ Rom und Moskau" zahlreiche 
unbekannte Einzelheiten vorlegt, die auf einem gründlichen Stu­
dium der einschlägigen östlichen und westlichen Quellen beruhen 
Wir wissen, daß der Vatikan sich sehr darum bemüht, einen mo­
dus vivendi mit den Kommunisten zu schaffen, aber man sollte 
s:ch nicht darüber täuschen: Die beiden „Ideologien " sind so 
grundverschieden, daß es kaum denkbar erscheint, hier zu einem 
dauernden Erfolg zu gelangen. Immerhin muß man in Polen z. B 
Rücks icht auf die überwiegend katholische Bevölkerung nehmen 
während die schwer zu kontrollierende Sowjetunion sich wenig 
hereinreden läßt. 
Das sehr spannend geschriebene Buch führt spielend in d ---. 
geistige Auseinandersetzung vergangener Zeiten, aber auch db. 
Gegenwart ein. Es sollte allen denen, welche unsere Krisenzeit 
verstehen wollen , als eine Art Leitfaden dienen. 

Eduard Winter, Rom und Moskau! Ein halbes Jahrtausend Welt­
geschichte in ökumenischer Sicht. 490 S. Europa Verlag, Wien. 
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Aus den Landesverbänden 
und Ortsvereinen 
Ortsverein Frankfurt am Main 

Gedenkfeier am Ehrenmal 

der ermordeten Reichsbanner-Kameraden. 

Auch in diesem Jahre gedachte der Ortsverein Frankfurt am Main 
anläßlich des Volkstrauertages am 16. November unserer von 
den Nazis ermordeten Kameraden. mit einer feierlichen Kranz­
niederlegung an ihrem Ehrenmal auf dem Frankfurter Haupt­
friedhof. In seiner Gedenkrede fand Kamerad Friedrich Funk zu 
Herzen gehende Worte zur Ehrung der Opfer und zur Mahnung 
an die überlebenden. 

Er ging in seiner Ansprache davon aus, daß dieser Tag für das 
Reichsbanner kein Anlaß zur „Heldenverehrung" im üblichen Sin­
ne sein könne. Für uns „ Übriggebliebenen" sei es vielmehr der 
Tag des Gedenkens an unsere ermordeten Kameraden und an 
a!le Opfer des Faschismus einschließlich der unfreiwillig in den 
Krieg Gejagten. Es sei aber auch ,ein Tag der Erinnerung an die 
Greueltaten der Nazis von 1933 bis 1945. 

Aber wir sol lten uns auch ·an die Vorgänge in der letzten Zeit 
eri nnern: zum Beispiel an die Demonstration der Neo-Nazis in 
Frankfurt vor der Wohnung unseres Kameraden Dr. Robert Kemp-
1,er, des ehemaligen Anklägers im Nürnberger Prozeß. Auch die • 
.; nerhörten Vorfälle bei der Gerichtsverhandlung in Darmstadt 
gegen den Nazi-Anwalt Röder (Bensheim) auf der ·einen Seite und 
das Auftreten der Bader-Meinhof-Bande und deren Anwälte in 
Stuttgart-Stammheim auf der anderen Seite seien Zeichen, die 
uns zur Wachsamkeit mahnen sollten. Wörtlich sagte Kamerad 
Funk: ,,Jeder Tag der Ohnmacht der Demokratie ist e;n Trauer­
tag für die aufrechten Demokraten. Ich höre im Geist die St:mme 
der Gemordeten: ,,Wir haben Angst um Euch! Wir möchten 
schreien, daß das Grab einbr.cht! Wir haben Dreck im Mund, Ihr 
hört uns nicht! " Das sind die Geisterstimmen unserer Kame­
raden Koch und Schm idt, Johanna Kirchner, Albrecht Ege, Ernst 
Mu:anski, Konrad Broswitz! Wir müssen auf sie hören und alles 
tun, damit sie endlich in Fri-eden schlafen können." 

Kamerad Funk fuhr fort, was für uns Alten Erinnerung sei , sollte 
für die jüngere Generation Mahnung und Ermahnung bedeuten , 
all ihr pol it isches Tun und Handeln auch politisch zu überdenken , 
damit sich das Entsetzliche• und Schreckliche, das sich im Un­
rechts-staat von 1933 bis 1945 ereignet hat, nicht wiederholen 
kann. 

Er schloß mit den Worten : ,,Kameraden! Ich rufe Euch von dieser 
Stelle aus zu: 'Brüder, in e:ns nun die Hände!' - wir alle wollen 
an diesen Gräbern geloben: 'Eher soll der letzte Mann verder­
ben als die Freiheit wieder sterben!' Nur wenn wir mit diessm 
Gelöbnis von dieser Stätte gehen, hat dieser Volkstrauertag für 
uns einen Sinn gehabt." 

Nach der Feier fand in den Klubräumen der Altentagesstätte am 
Friedberger Platz ein geselliges Be:sammensein bei Kaffee und 
f(ucll.en statt, an dem neben den Familienangehörigen unserer 
f<ameraden auch zahlreiche Gäste tei lnahmen. 

HeiDi 
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BUND AKTIVER DEMOKRATEN 

Freiheit, , Gleichheit, Brüderlichkeit! 
von Georg Prinz 

Der Bundesparteitag der Sozialdemokratischen Partei Deutsch­
lands (SPD) in Mannheim hat sowohl in seiner Aussage als auch 
in seiner Geschlossenheit nicht nur in Deutschland Eindruck ge­
macht. -Das Reichsbanner Schwarz-Rot-Gold, Bund aktiver De­
mokraten e. V. , hat an diesem Ereignis lebhaft Anteil genommen. 
Dazu war unser Verband berechtigt und verpflichtet, haben doch 
nicht wenige Mitglieder unserer Organisation sowohl als Sozial­
demokraten ais auch als Angehörige des Reichsbanners Schwarz­
Rot-Gold ihren Einsatz für Freiheit und Demokratie mit ihrem 
Leben bezahlt. Diese Feststellung tangiert keineswegs die Tat­
sache, daß unser Verband überparteilich und überkonfessionell 
ist und in seinen Reihen auch viele Angehörige der Christlich­
Demokratischen Union (CDU) und der Freien Demokratischen 
Partei (FDP) zählt. 

II 

Bereits im Mai 1970 hatte der Parteitag der SPD in Saarbrücken 
ein sog. ,,Langzeitprogramm" in Auftrag gegeben, das auf der 
Grundlage des Godesberger Programms Möglichkeiten und Gren­
zen sozialdemokratischer Reformpolitik bis 1985 darstellen sollte. 
Der Mannheimer Parteitag ist keineswegs - wie noch Norbert 
Gansel in se:ner Untersuchung über den Reformismus in der 

--.., ozialdemokratie angenommen hatte (,,Die Zeit" Nr. 42 vom 10. 
10. 1975) - für die SPD „zu einer harten Belastungsprobe ... " 
geworden. Der Orientierungsrahmen 1985 ist verabschiedet wor­
den. Ziel und Aufgabe ist eine neue und bessere Ordnung der 
Gesellschaft, die nicht in einer einheitlichen, religiösen, philo­
sophischen oder wissenschaftlichen Anschauung befangen ist oder 
sein soll. Grundlage für die Verwirklichung dieser Aufgabe zur 
Erreichung des Zieles sind Grundwerte, wie sie auch unser Grund­
gesetz (Verfassung) kennt: Freiheit, Gerechtigkeit und Solidarität 
aller Bürger. Die SPD führt il)ren Wahlkampf daher auf friedli­
chem, gesetzmäßigem, demokratischem Wege; freie Wahlen sol­
len ihr die Macht im Bund, in den Ländern und den Gemeinden 
erhalten bzw: bringen. Die SPD gehört zu den Kräften, die die 
Institutionen des fre iheitlich-demokratischen Rechtsstaates und 
der parlamentarischen Demokratie stets verteidigen werden. 
Ein wichtiges Thema neben der Freiheit war das der Gleich­
heit nicht nur vor dem Gesetz und im politischen Bereich - was 
ja weitgehend verwirklicht ist -, sondern auch im wirtschaftlichen 
Leben. Hier spielte daneben auch die Bildungspolitik eine Rolle. 

Der Parteitag in Mannhe:m hat sich auch mit wirtschaftlichen 
Problemen befaßt. Heute, im Zeichen der weltweiten Rezession 
mit hohen Arbeitslosenzahlen und steigenden Inflationsraten, ist 
die Euphorie früherer Jahre verflogen . Eine Minderheit hielt eine 
Verstaatlichung bzw. Vergesellschaftung bestimmter Wirtschafts­
bereiche für notwendig; mehrheitli-ch war man sich darin einig, 
daß die Verstaatlichung als solche noch keine Probleme löst. Es 
bestand allerdings Einigkeit darin , di!ß im Einzelfalle Vergesell­
schaftung - Verstaatlichung notwendig bzw. sinnvoll sein könne. 

Friedenssicherung, Solidarität mit Unterdrückten oder Benach­
teiligten,, Modernisierung der Wirtschaft, Reform der Berufsaus­
bildung und des Gesundheitswesens, Humanisierung der Arbeits­
welt, bessere Städteplanung und Stadtentwicklung waren weite­
re bedeutende Schwerpunkte dieses Bundesparteitages. 

IV 

Der Orientierungsrahmen 1985 erkennt, daß die Durchsetzung 
sozialdemokratischer Politik und die Erfüllung staatlicher Aufga­
be!"\ Zusammenarbeit mit den gesellschaftlichen Gruppen und 
Kräften erfordert. Wir möchten daher als eine auf dem Boden des 
freiheitlich-demokratischen Rechtsstaates stehende Organisation 
mit einer Tradition, die weit in die Zeit der Weimarer Republik 
hineinreicht, an dieser Stelle unseren Anspruch anmelden, von 
den Parteien und dem Staat mit gebührender Aufmerksamkeit 
und Achtung behandelt zu werden . . Hier, so meinen wir, hapert 
es allerdings noch, und wir denken: mit einer gewissen Empö­
rung daran, daß beispielsweise das Presse- und 1nformations­
amt der Bundesregierung, das manches Käseblättchen unter­
stützt, unseren im vergangenen Jahre gestellten Antrag auf Ge­
währung einer Zuwendung für unsere Ze~tung abgelehnt hat, und 
.daß auch unsere Organisation weder vom Bund noch von den 
Ländern einen Zuschuß erhält. 
Dabei gehört auch - jedenfalls nach dem Wortlaut des Orientie­
rungsrahmens 85 - zur Vertrauensarbeit der Sozialdemokratie 
,, ... die Mitarbeit in und die enge Zusammenarbeit mit den 
vielfältigen gesellschaftlichen Gruppen, in denen sich Bürger für 
soziale Aufgaben . . . zusammenfinden. Sozialdemokraten müs­
sen dafür sorgen, daß diese gesellschaftliche Gruppen ... un­
terstützt werden . . . (so wörtlich im Orientierungsrahmen 85)" 
Gilt das nur für Kaninchenzüchter, Brieftauben--, Hunde- und 
Sportvereine? 

V 

Das Reichsbanner Schwarz-Rot-Gold hat seit jeher mit den ar­
beitenden Menschen unseres Landes zusammen mit den Gewerk­
schaften und den demokratischen Parteien für soziale Freiheit 
und sozial~ Gerechtigkeit gekämpft. Wir nehmen· daher den Mann­
heimer Parteitag der SPD zum Anlaß, den Sozialdemokraten zu 
dem Gelingen dieses weltpolitisch bedeutenden Kongresses 
Glückwünsche auszusprechen. Auch für das Reichsbanner 
Schwarz-Rot-Gold ist der freiheitlich-demokratische Rechtsstaat 
ein unverzichtbarer Bestandteil der politischen Ordnung unseres 
Landes. Das Reichsbanner Schwarz-Rot-Gold wird diese- demo­
kratische Verfassungsordnung gegen jeden Versuch, sie zu be­
seitigen, verteidigen. Das Reichsbanner-Schwarz-Rot-Gold steht 
auf dem Boden des Grundgesetzes und darüber hinaus der all­
gemeinen Menschenrechte, die vor fast 200 Jahren erstmals in 
einer Verfassung der neueren· Geschichte konzipiert und in der 
großen französischen Revolution auf europäischem Boden erst­
mals zum Durchbruch gekommen sind. Ihre Losung heißt: 

Freiheit, Gerechtigkeit und Solidarität! 
Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit! 
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